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Entscheidungsdatum

01.10.2024
Norm

AEUV Art267

AsylG 2005 83

AVG 838a

B-VG Art133 Abs4

VwWGVG §17

VWGVG §28 Abs1

VWGVG 8§31 Abs1
1. AEUV Art. 267 heute
2. AEUV Art. 267 gultig ab 01.12.2009 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 132/2009
3. AEUV Art. 267 glltig von 01.01.1995 bis 30.11.2009

AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

LA e

1. AVG 8 38a heute
AVG 8§ 38a gulltig ab 01.01.2012 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2011
AVG 8§ 38a glltig von 01.07.1995 bis 31.12.2011 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995

wnN

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
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11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG 8 17 heute
2. VwWGVG § 17 glltig ab 01.01.2014

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG 8§ 28 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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VWGVG 8§ 31 heute

VwGVG § 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG & 31 gtiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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Spruch

W204 2274718-1/7Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschliel3t durch die Richterin Dr. Esther SCHNEIDER Uber die Beschwerde von S XXXX
B XXXX , geb.XXXX 1998, StA. Syrien, vertreten durch die Bundesagentur fur Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen GmbH, Leopold-Moses-Gasse 4, 1020 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 01.06.2023, ZI. XXXX : Das Bundesverwaltungsgericht beschlieBt durch die Richterin Dr.
Esther SCHNEIDER uber die Beschwerde von S réomisch 40 B rémisch 40, geb. romisch 40 1998, StA. Syrien, vertreten
durch die Bundesagentur flr Betreuungs- und Unterstutzungsleistungen GmbH, Leopold-Moses-Gasse 4, 1020 Wien,
gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 01.06.2023, ZI. romisch 40 :

A)

Das Verfahren Uber die Beschwerde wird gemal3§ 38 AVG in Verbindung mit§ 17 VwGVG bis zur Vorabentscheidung
durch den Gerichtshof der Europaischen Union in der Rechtssache C-596/24 U(ber die mit Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichts vom 12.09.2024, W261 2289490-1/11Z, vorgelegten Fragen ausgesetzt.Das Verfahren tber
die Beschwerde wird gemal3 Paragraph 38, AVG in Verbindung mit Paragraph 17, VwWGVG bis zur Vorabentscheidung
durch den Gerichtshof der Europaischen Union in der Rechtssache C-596/24 Uber die mit Beschluss des

Bundesverwaltungsgerichts vom 12.09.2024, W261 2289490-1/11Z, vorgelegten Fragen ausgesetzt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4, 9 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4,, 9 B-VG nicht

zulassig.

Text

Begrindung:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer (im Folgenden: BF) stellte am 07.01.2022 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen
Schutz. Am 08.01.2022 wurde er von einem Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes erstbefragt. Zu seinen
Fluchtgriinden gab der BeschwerdefUhrer zusammengefasst an, dass in Syrien Krieg herrsche und er nicht den
Militardienst machen wolle. Bei einer Rickkehr befurchte er, zwangsrekrutiert zu werden und zu sterben.

2. Am 05.04.2023 wurde der BF vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: BFA, belangte Behorde)
niederschriftlich einvernommen. Befragt zu seinen Fluchtgriinden brachte er vor, dass er in seiner Heimat von der
Jabhat Al-Nusra gezwungen worden sei, Waffen zu tragen, weshalb er geflohen sei. Bei einer Ruckkehr wirde er

getotet werden oder lebenslang in Haft kommen. In Syrien habe er an zw6lf Demonstrationen teilgenommen.

3. Mit Bescheid des BFA vom 01.06.2023 wurde der Antrag des BF in Bezug auf den Status des Asylberechtigten
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abgewiesen (Spruchpunkt I.). Gleichzeitig wurde ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt und ihm
eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt (Spruchpunkte Il. und 111.).3. Mit Bescheid des BFA vom 01.06.2023
wurde der Antrag des BF in Bezug auf den Status des Asylberechtigten abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.).
Gleichzeitig wurde ihm der Status des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt und ihm eine befristete
Aufenthaltsberechtigung erteilt (Spruchpunkte rémisch Il. und rémisch IIl.).

4. Gegen Spruchpunkt I|. dieses Bescheids erhob der BF, vertreten durch die BBU GmbH, mit Schriftsatz vom
28.06.2023 fristgerecht Beschwerde. Darin wurden im Wesentlichen ein mangelhaftes Ermittlungsverfahren sowie
mangelhafte Landerfeststellungen und eine unrichtige rechtliche Beurteilung moniert und die Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung beantragt. Vorgebracht wurde, dass der BF aus einem Gebiet stamme, das friher
oppositionell gewesen sei. Zudem habe er an Demonstrationen teilgenommen. Ihm werde eine oppositionelle
Gesinnung unterstellt. Bei einer Ruckkehr drohe ihm die Zwangsrekrutierung zum syrischen Militdr bzw. die
Festnahme aufgrund seiner Teilnahme an regimekritischen Demonstrationen. Auch ein Freikauf von der Wehrpflicht
kénne ihn hiervor nicht schitzen.4. Gegen Spruchpunkt rémisch eins. dieses Bescheids erhob der BF, vertreten durch
die BBU GmbH, mit Schriftsatz vom 28.06.2023 fristgerecht Beschwerde. Darin wurden im Wesentlichen ein
mangelhaftes Ermittlungsverfahren sowie mangelhafte Landerfeststellungen und eine unrichtige rechtliche
Beurteilung moniert und die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung beantragt. Vorgebracht wurde, dass der BF
aus einem Gebiet stamme, das friiher oppositionell gewesen sei. Zudem habe er an Demonstrationen teilgenommen.
Ihm werde eine oppositionelle Gesinnung unterstellt. Bei einer Rickkehr drohe ihm die Zwangsrekrutierung zum
syrischen Militar bzw. die Festnahme aufgrund seiner Teilnahme an regimekritischen Demonstrationen. Auch ein
Freikauf von der Wehrpflicht kénne ihn hiervor nicht schitzen.

5. Am 06.07.2023 langte die Beschwerde samt Verwaltungsakt beim Bundesverwaltungsgericht ein.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu A)

Gemal? § 38 AVG ist die Behdrde - sofern die Gesetze nicht anderes bestimmen - berechtigt, im Ermittlungsverfahren
auftauchende Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehérden oder von den Gerichten zu
entscheiden waren, nach der Uber die maRgebenden Verhaltnisse gewonnenen eigenen Anschauung zu beurteilen
und diese Beurteilung ihrem Bescheid zugrunde zu legen. Sie kann aber auch das Verfahren bis zur rechtskraftigen
Entscheidung der Vorfrage aussetzen, wenn die Vorfrage schon den Gegenstand eines anhdngigen Verfahrens bei der
zustandigen Verwaltungsbehorde bzw. beim zustdndigen Gericht bildet oder ein solches Verfahren gleichzeitig
anhangig gemacht wird.Gemal Paragraph 38, AVG ist die Behdrde - sofern die Gesetze nicht anderes bestimmen -
berechtigt, im Ermittlungsverfahren auftauchende Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehoérden
oder von den Gerichten zu entscheiden waren, nach der Uber die maRgebenden Verhaltnisse gewonnenen eigenen
Anschauung zu beurteilen und diese Beurteilung ihrem Bescheid zugrunde zu legen. Sie kann aber auch das Verfahren
bis zur rechtskraftigen Entscheidung der Vorfrage aussetzen, wenn die Vorfrage schon den Gegenstand eines
anhangigen Verfahrens bei der zustandigen Verwaltungsbehdrde bzw. beim zustdndigen Gericht bildet oder ein
solches Verfahren gleichzeitig anhangig gemacht wird.

§ 38 AVG ist gemalR§ 17 VWGVG auch im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht mafRgeblich.8 38 AVG erfasst nur
Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehdrden oder von den Gerichten zu entscheiden sind (VWGH
14.04.2021, Ra 2020/19/0379).Paragraph 38, AVG ist gemald Paragraph 17, VwWGVG auch im Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht mal3geblich. Paragraph 38, AVG erfasst nur Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen
Verwaltungsbehdrden oder von den Gerichten zu entscheiden sind (VWGH 14.04.2021, Ra 2020/19/0379).

Auf der Grundlage des8§8 38 AVG konnen Verfahren bis zur (in einem anderen Verfahren beantragten)
Vorabentscheidung durch den Gerichtshof der Europdischen Union (im Folgenden: EuGH) ausgesetzt werden; eine
dem EuGH zur Klarung vorgelegte Frage des Unionsrechts kann namlich eine Vorfrage im Sinne des 8 38 AVG
darstellen, welche zufolge des im Bereich des Unionsrechts bestehenden Auslegungsmonopols des EuGH von diesem
zu entscheiden ist (VWGH 14.04.2021, Ra 2020/19/0379).Auf der Grundlage des Paragraph 38, AVG kdnnen Verfahren
bis zur (in einem anderen Verfahren beantragten) Vorabentscheidung durch den Gerichtshof der Europaischen Union
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(im Folgenden: EuGH) ausgesetzt werden; eine dem EuGH zur Klarung vorgelegte Frage des Unionsrechts kann namlich
eine Vorfrage im Sinne des Paragraph 38, AVG darstellen, welche zufolge des im Bereich des Unionsrechts
bestehenden Auslegungsmonopols des EuGH von diesem zu entscheiden ist (VWGH 14.04.2021, Ra 2020/19/0379).

Mit dem im Spruch genannten Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 12.09.2024, W261 2289490-1/11Z, legte
das Bundesverwaltungsgericht dem EuGH gemaR Art. 267 AEUV folgende Fragen zur Vorabentscheidung vor:Mit dem
im Spruch genannten Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 12.09.2024, W261 2289490-1/11Z, legte das
Bundesverwaltungsgericht dem EuGH gemafR Artikel 267, AEUV folgende Fragen zur Vorabentscheidung vor:

1.) Ist Art. 9 Abs. 2 lit. e der Richtlinie 2011/95/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011
Uber Normen fur die Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf
internationalen Schutz, fir einen einheitlichen Status fur Flichtlinge oder flir Personen mit Anrecht auf subsididren
Schutz und fir den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes dahin auszulegen, dass die Méglichkeit der Zahlung einer in
einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die von der Verpflichtung zur Ableistung eines Militardienstes
im Sinne dieser Bestimmung tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung ausschliet, wenn
die Zahlung einer solchen GebiUhr das einzige Mittel darstellt, um einer Einziehung zu diesem Militardienst zu
entgehen?1.) Ist Artikel 9, Absatz 2, Litera e, der Richtlinie 2011/95/EU des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 13. Dezember 2011 Uber Normen fir die Anerkennung von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als
Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen Status fur Fliichtlinge oder flr Personen mit
Anrecht auf subsididren Schutz und fur den Inhalt des zu gewdhrenden Schutzes dahin auszulegen, dass die
Moglichkeit der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die von der Verpflichtung zur
Ableistung eines Militardienstes im Sinne dieser Bestimmung tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer
Verfolgungshandlung ausschlieBt, wenn die Zahlung einer solchen Gebihr das einzige Mittel darstellt, um einer
Einziehung zu diesem Militardienst zu entgehen?

1.a.) Wenn Frage 1 zu bejahen ist: Ist Art. 9 Abs. 2 lit. e der Richtlinie 2011/95 dahin auszulegen, dass die Mdglichkeit
der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die fir im Ausland lebende
Staatsangehorige eine Befreiung von der Verpflichtung zur Ableistung des Militardienstes fur den Herkunftsstaat
bedeuten wiirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung ausschlieBt, wenn die Zahlung einer solchen Gebuhr das
einzige Mittel darstellt, um bei Ruckkehr in den Herkunftsstaat einer Einziehung zu diesem Militardienst zu entgehen,
und diese Gebuhr nach der Anzahl der Jahre des Auslandsaufenthalts bemessen ist, wobei 10.000,- US-Dollar bei
einem Jahr, 9.000,- US-Dollar bei zwei Jahren, 8.000,- US-Dollar bei drei Jahren und 7.000,- US-Dollar bei vier Jahren
Auslandsaufenthalt zu entrichten sind und fur jedes weitere Jahr jeweils eine Gebuhr von 200,- US-Dollar anfallt?1.a.)
Wenn Frage 1 zu bejahen ist: Ist Artikel 9, Absatz 2, Litera e, der Richtlinie 2011/95 dahin auszulegen, dass die
Moglichkeit der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die fir im Ausland lebende
Staatsangehorige eine Befreiung von der Verpflichtung zur Ableistung des Militardienstes fur den Herkunftsstaat
bedeuten wiirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung ausschlieBt, wenn die Zahlung einer solchen Gebuhr das
einzige Mittel darstellt, um bei Ruckkehr in den Herkunftsstaat einer Einziehung zu diesem Militardienst zu entgehen,
und diese Gebuhr nach der Anzahl der Jahre des Auslandsaufenthalts bemessen ist, wobei 10.000,- US-Dollar bei
einem Jahr, 9.000,- US-Dollar bei zwei Jahren, 8.000,- US-Dollar bei drei Jahren und 7.000,- US-Dollar bei vier Jahren
Auslandsaufenthalt zu entrichten sind und fir jedes weitere Jahr jeweils eine Gebuhr von 200,- US-Dollar anfallt?

1.b.) Wenn Frage 1 zu bejahen ist: Ist auch Art. 9 Abs. 2 lit. ¢ der Richtlinie 2011/95/EU dahin auszulegen, dass die
Moglichkeit der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die von der Verpflichtung zur
Ableistung eines Militardienstes tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung ausschliel3t,
wenn die Zahlung einer solchen Gebihr das einzige Mittel darstellt, um einer Einziehung zu diesem Militardienst zu
entgehen?1.b.) Wenn Frage 1 zu bejahen ist: Ist auch Artikel 9, Absatz 2, Litera ¢, der Richtlinie 2011/95/EU dahin
auszulegen, dass die Moglichkeit der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die von
der Verpflichtung zur Ableistung eines Militardienstes tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer
Verfolgungshandlung ausschliet, wenn die Zahlung einer solchen Gebihr das einzige Mittel darstellt, um einer
Einziehung zu diesem Militardienst zu entgehen?

2.) Wenn zumindest Frage 1 zu bejahen ist: Sind Art. 9 Abs. 2 lit. e und - soweit Frage 1.b. zu bejahen ist - c in
Verbindung mit Art. 4 Abs. 3 lit. b und c der Richtlinie 2011/95 dahin auszulegen, dass die Moglichkeit der Zahlung einer
in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die von der Verpflichtung zur Ableistung eines
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Militardienstes tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung dann nicht ausschlieRt, wenn ein
Antragsteller im Sinne des Art. 2 lit. i dieser Richtlinie eine religiése beziehungsweise moralische Grundhaltung oder
eine politische Meinung, Anschauung beziehungsweise Uberzeugung hat, aufgrund derer er die Zahlung dieser Gebiihr
nicht leisten mochte?2.) Wenn zumindest Frage 1 zu bejahen ist: Sind Artikel 9, Absatz 2, Litera e und - soweit Frage
1.b. zu bejahen ist - c in Verbindung mit Artikel 4, Absatz 3, Litera b und c der Richtlinie 2011/95 dahin auszulegen,
dass die Moglichkeit der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die von der
Verpflichtung zur Ableistung eines Militdrdienstes tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung
dann nicht ausschlie8t, wenn ein Antragsteller im Sinne des Artikel 2, Litera i, dieser Richtlinie eine religiose
beziehungsweise moralische Grundhaltung oder eine politische Meinung, Anschauung beziehungsweise Uberzeugung
hat, aufgrund derer er die Zahlung dieser Gebuhr nicht leisten mdchte?

3.) Wenn zumindest Frage 1 zu bejahen ist: Sind Art. 9 Abs. 2 lit. e und - soweit Frage 1.b. zu bejahen ist - c in
Verbindung mit Art. 4 Abs. 3 lit. a und Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2011/95 sowie Art. 46 Abs. 3 der Richtlinie 2013/32 zu
gemeinsamen Verfahren fur die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes dahin auszulegen, dass
es fur die Frage, ob die Moglichkeit der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die
von der Verpflichtung zur Ableistung eines Militdrdienstes tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer
Verfolgungshandlung ausschlieBt, auf den Zeitpunkt der behdérdlichen Entscheidung Uber den Antrag auf
internationalen Schutz beziehungsweise den Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts Uber einen Rechtsbehelf gegen
die behdérdliche Entscheidung Uber den Antrag auf internationalen Schutz ankommt?3.) Wenn zumindest Frage 1 zu
bejahen ist: Sind Artikel 9, Absatz 2, Litera e und - soweit Frage 1.b. zu bejahen ist - ¢ in Verbindung mit Artikel 4,
Absatz 3, Litera a und Artikel 5, Absatz eins, der Richtlinie 2011/95 sowie Artikel 46, Absatz 3, der Richtlinie 2013/32 zu
gemeinsamen Verfahren fur die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes dahin auszulegen, dass
es fUr die Frage, ob die Moglichkeit der Zahlung einer in einem Herkunftsstaat gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die
von der Verpflichtung zur Ableistung eines Militdrdienstes tatsachlich befreien wirde, das Vorliegen einer
Verfolgungshandlung ausschlieBt, auf den Zeitpunkt der behdrdlichen Entscheidung Uber den Antrag auf
internationalen Schutz beziehungsweise den Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts Gber einen Rechtsbehelf gegen
die behordliche Entscheidung Gber den Antrag auf internationalen Schutz ankommt?

4.) Stehen die unionsrechtlichen Bestimmungen der Verordnung Nr. 36/2012 des Rates vom 18. Januar 2012 Uber
restriktive MaBnahmen angesichts der Lage in Syrien und zur Aufhebung der Verordnung Nr. 442/2011 in der
geltenden Fassung der Annahme entgegen, dass die Mdglichkeit der Zahlung einer in Syrien gesetzlich vorgesehenen
Gebuhr, die fur im Ausland lebende syrische Staatsangehdrige eine Befreiung von der Verpflichtung zur Ableistung des
Militardienstes fur den Herkunftsstaat bedeuten wirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung im Sinne des Art. 9
Abs. 2 lit. e oder c der Richtlinie 2011/95 ausschlieBt, wenn die Zahlung einer solchen Gebuhr das einzige Mittel
darstellt, um bei Ruckkehr nach Syrien einer Einziehung zu diesem Militardienst zu entgehen, und diese Gebihr nach
der Anzahl der Jahre des Auslandsaufenthalts bemessen ist, wobei 10.000,- US-Dollar bei einem Jahr, 9.000,- US-Dollar
bei zwei Jahren, 8.000,- US-Dollar bei drei Jahren und 7.000,- US-Dollar bei vier Jahren Auslandsaufenthalt zu
entrichten sind und fir jedes weitere Jahr jeweils eine Gebihr von 200,- US-Dollar anfdllt?4.) Stehen die
unionsrechtlichen Bestimmungen der Verordnung Nr. 36/2012 des Rates vom 18. Januar 2012 Uber restriktive
Malinahmen angesichts der Lage in Syrien und zur Aufhebung der Verordnung Nr. 442/2011 in der geltenden Fassung
der Annahme entgegen, dass die Moglichkeit der Zahlung einer in Syrien gesetzlich vorgesehenen Gebuhr, die fur im
Ausland lebende syrische Staatsangehorige eine Befreiung von der Verpflichtung zur Ableistung des Militardienstes fur
den Herkunftsstaat bedeuten wirde, das Vorliegen einer Verfolgungshandlung im Sinne des Artikel 9, Absatz 2, Litera
e, oder c der Richtlinie 2011/95 ausschlief3t, wenn die Zahlung einer solchen GebUhr das einzige Mittel darstellt, um bei
Ruckkehr nach Syrien einer Einziehung zu diesem Militardienst zu entgehen, und diese Gebihr nach der Anzahl der
Jahre des Auslandsaufenthalts bemessen ist, wobei 10.000,- US-Dollar bei einem Jahr, 9.000,- US-Dollar bei zwei
Jahren, 8.000,- US-Dollar bei drei Jahren und 7.000,- US-Dollar bei vier Jahren Auslandsaufenthalt zu entrichten sind
und fur jedes weitere Jahr jeweils eine GebUhr von 200,- US-Dollar anfallt?

Im gegenstandlichen Fall wurde dem unstrittig wehrpflichtigen BF mit Bescheid der belangten Behorde der Status des
Asylberechtigten insbesondere mit der Begrindung nicht zuerkannt, dass er sich aufgrund seines
Auslandsaufenthaltes von der Wehrpflicht freikaufen kdnne (vgl. Bescheid S 123). Gleichermalen machte der BF
bereits vor dem BFA eine politisch oppositionelle Gesinnung, die er durch seine Demonstrationsteilnahmen nach



auBen getragen habe, geltend. Die Beschwerde verweist Uberdies darauf, dass der BF aus einem fruheren
Oppositionsgebiet stamme. Daher kommt der Beantwortung der zitierten Vorlagefragen durch den EuGH im
Beschwerdeverfahren eine wesentliche Bedeutung zu. Somit liegen die Voraussetzungen fur die Aussetzung des
Beschwerdeverfahrens bis zum Vorliegen der Vorabentscheidung vor.Im gegenstandlichen Fall wurde dem unstrittig
wehrpflichtigen BF mit Bescheid der belangten Behdrde der Status des Asylberechtigten insbesondere mit der
Begrindung nicht zuerkannt, dass er sich aufgrund seines Auslandsaufenthaltes von der Wehrpflicht freikaufen kénne
vergleiche Bescheid S 123). Gleichermallen machte der BF bereits vor dem BFA eine politisch oppositionelle
Gesinnung, die er durch seine Demonstrationsteilnahmen nach aul3en getragen habe, geltend. Die Beschwerde
verweist Uberdies darauf, dass der BF aus einem friiheren Oppositionsgebiet stamme. Daher kommt der Beantwortung
der zitierten Vorlagefragen durch den EuGH im Beschwerdeverfahren eine wesentliche Bedeutung zu. Somit liegen die
Voraussetzungen flr die Aussetzung des Beschwerdeverfahrens bis zum Vorliegen der Vorabentscheidung vor.

Daher war das Verfahren bis zur Entscheidung des EuGH zur Rechtssache C-596/24 auszusetzen. Diese Entscheidung
hat mit nicht bloR verfahrensleitendem (vgl. VwGH 20.05.2015, Ra 2015/10/0023, 0024; 24.03.2015, Ro 2014/05/0089;
28.10.2015, Ra 2015/10/0102) Beschluss zu ergehen.Daher war das Verfahren bis zur Entscheidung des EuGH zur
Rechtssache C-596/24 auszusetzen. Diese Entscheidung hat mit nicht bloR verfahrensleitendem vergleiche VwGH
20.05.2015, Ra 2015/10/0023, 0024; 24.03.2015, Ro 2014/05/0089; 28.10.2015, Ra 2015/10/0102) Beschluss zu ergehen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemall Art. 133 Abs. 4, 9 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begriinden.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4,, 9 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist
kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal Artikel 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung (siehe die
oben zitierte Judikatur des VwGH) oder bestehen Zweifel an der Prajudizialitdt der Vorlagefragen fur das vorliegende
Verfahren; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage in
Bezug auf die Aussetzung des Verfahrens vor.Die Revision ist gemal Artikel 133 Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es
an einer Rechtsprechung (siehe die oben zitierte Judikatur des VwGH) oder bestehen Zweifel an der Prajudizialitat der
Vorlagefragen fur das vorliegende Verfahren; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der
zu l6senden Rechtsfrage in Bezug auf die Aussetzung des Verfahrens vor.
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